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Henn & Fries Info 
 


 Termine November 2013 

 Termine Dezember 2013 

 

 Anerkennung von Mietverhält-

nissen zwischen nahestehenden 
Personen 


 Bei nicht erlaubter Privatnutzung 
des Dienstwagens ist kein Nut-
zungsvorteil nach der 
1 %-Regelung zu versteuern 


 Dienstwagenbesteuerung: An-
wendung der 1 %-Regelung 
auch bei fehlender privater Nut-
zung 


 Erhaltungsaufwand oder Herstel-
lungskosten beim Umbau eines 
Gebäudes 

�

PRIVATPERSONEN 


 Berücksichtigung von Zivilpro-
zesskosten als außergewöhnli-
che Belastung 


 Überprüfung der 
Einkünfteerzielungsabsicht bei 
Verlusten aus Ferienwohnungen 
mit vereinbarter Selbstnut-
zungsmöglichkeit 


 Verrechnung von Altverlusten 
aus privaten Wertpapiergeschäf-
ten mit Kapitalerträgen nur noch 
bis zum 31.12.2013 möglich 

�

UNTERNEHMEN 


 Abgrenzungskriterien für Gebüh-
ren eines Darlehens als aktiver 
Rechnungsabgrenzungsposten 


 Antrag auf 
Reinvestitionsrücklage noch in 
der mündlichen Verhandlung 
beim Finanzgericht möglich 


 Behandlung von Aufwendungen 
für Arbeitnehmer bei Betriebs-
veranstaltungen 


 Geschenke an Geschäftsfreunde 


 Jahresabschluss 2012 muss bis 
zum 31.12.2013 veröffentlicht 
werden 


 Statusfeststellungsverfahren zur 
Vermeidung von Scheinselbst-
ständigkeit 


 Zahlungsverzug - Höhe der 
Verzugszinsen 

Termine November 2013 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

11.11.2013 14.11.2013 8.11.2013 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Umsatzsteuer4 11.11.2013 14.11.2013 8.11.2013 
Gewerbesteuer 14.11.2013 18.11.2013 12.11.2013 
Grundsteuer 14.11.2013 18.11.2013 12.11.2013 
Sozialversicherung5 27.11.2013 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 
10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben 
werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der 
Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Kon-
to des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang 
des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung 
erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei 

Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten 

Bankarbeitstag des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitli-
cher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen bis spätestens zwei Arbeitsta-
ge vor Fälligkeit (d. h. am 25.11.2013 bzw. am 19.12.2013) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. 
Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehalts-
daten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt. 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 
  Überweisung1 Scheck2 
Lohnsteuer, Kirchen-
steuer, Solidaritätszu-
schlag3 

10.12.2013 13.12.2013 6.12.2013 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 sind die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, Solida-
ritätszuschlag 

10.12.2013 13.12.2013 6.12.2013 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.12.2013 13.12.2013 6.12.2013 

Umsatzsteuer4 10.12.2013 13.12.2013 6.12.2013 
Sozialversicherung5 23.12.2013 entfällt entfällt 

�

Termine Dezember 2013 
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Wird einem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber ein Fahrzeug un-
entgeltlich oder verbilligt zur privaten Nutzung zur Verfügung 
gestellt, führt dies beim Arbeitnehmer auch dann zu einem 
steuerpflichtigen Vorteil, wenn der Arbeitnehmer das Fahrzeug 
tatsächlich nicht privat nutzt. 
Dies hat der Bundesfinanzhof entschieden und seine bisherige 
Rechtsprechung korrigiert. Bisher wurde in derartigen Fällen 
die tatsächliche private Nutzung des Fahrzeugs vermutet. Der 
Steuerpflichtige konnte die Vermutung unter engen Vorausset-
zungen widerlegen. 
Diese Möglichkeit ist nun entfallen: 
x Die vom Arbeitgeber gewährte Möglichkeit, den Dienstwa-

gen auch privat nutzen zu dürfen, führt beim Arbeitnehmer 
zu einem Vorteil, der als Lohn zu versteuern ist. 

�

x Ob der Arbeitnehmer von der Möglichkeit der privaten 
Nutzung Gebrauch gemacht hat, ist dafür unerheblich, 
denn der Vorteil in Gestalt der konkreten Möglichkeit, das 
Fahrzeug auch zu Privatfahrten nutzen zu dürfen, ist dem 
Arbeitnehmer bereits mit der Überlassung des Fahrzeugs 
zugeflossen. 

Der Vorteil ist entweder nach der Fahrtenbuchmethode oder 
nach der 1 %-Regelung zu bewerten, wenn kein ordnungs-
gemäßes Fahrtenbuch geführt wird. 
Hinweis: Im Bereich der Gewinneinkünfte wird ein Beweis 
des Gegenteils demgegenüber weiterhin möglich sein (z. B. 
wenn für private Fahrten andere Fahrzeuge zur Verfügung 
stehen). 

Dienstwagenbesteuerung: Anwendung der 1 %-Regelung auch bei fehlender privater 
Nutzung 

Anerkennung von Mietverhältnissen zwischen nahestehenden Personen 
Ob ein Mietverhältnis zwischen nahestehenden Personen anzuerkennen ist, richtet sich nach den Gegebenheiten des Einzelfalls. 
Zunächst ist zu prüfen, ob der Mietvertrag bürgerlich rechtlich wirksam vereinbart wurde. Ergänzend ist eine Beurteilung dahinge-
hend vorzunehmen, inwieweit das Vertragsverhältnis von der Gestaltung und tatsächlichen Durchführung her dem entspricht, was 
zwischen fremden Dritten vereinbart würde. An den Beweis des Abschlusses und den Nachweis der Ernsthaftigkeit von Vertragsge-
staltungen sind strenge Anforderungen zu stellen. 
Der Begriff der Änahestehenden Personen³ ist gesetzlich nicht näher definiert. Er ist weiter gefasst als der Personenkreis der Änahen 
Angehörigen³. Ein Mietverhältnis zwischen dem Vermieter und einer von den Eltern der Lebensgefährtin beherrschten GmbH ist als 
ein zwischen nahestehenden Personen geschlossener Mietvertrag anzusehen. Das gilt auch, wenn der Vermieter lediglich wirt-
schaftlicher Eigentümer des Grundstücks ist. 

Insbesondere in den ersten Jahren 
nach Erwerb eines Gebäudes können 
Aufwendungen für die Erhaltung leicht 
zu nachträglichen Herstellungskosten 
führen. Welche Aufwendungen zu 
Herstellungskosten zählen, bestimmt 
das Handelsgesetzbuch. Aber auch bei 
einem Umbau kann eine nur geringfü-
gige Erweiterung des Gebäudes zu 
Herstellungskosten führen, die über 
Jahre hinweg abgeschrieben werden 
müssen und nicht in einem Jahr als       
. 

Erhaltungsaufwand oder Herstellungskosten beim Umbau 
eines Gebäudes 

Werbungskosten abgezogen werden 
können, wie der folgende Fall zeigt: 
Ein Ehepaar hatte 1996 ein Einfamili-
enhaus erworben und vermietet. 
Aufgrund Undichtigkeit wurde das bis 
dahin vorhandene Flachdach im Jahr 
2006 durch ein Satteldach ersetzt, 
wodurch ein Dachgeschoss (im Roh-
zustand) entstand, das nicht genutzt 
wurde. 
Der Bundesfinanzhof hat klar ge-         
. 

macht, dass auch eine nur geringfügi-
ge Erweiterung und damit auch eine 
Erweiterung der Nutzungsmöglichkeit 
des Gebäudes zu (nachträglichen) 
Herstellungskosten führt. Auf die 
tatsächliche Nutzung und auf den 
finanziellen Aufwand kommt es nicht 
an. Die nutzbare Fläche im Sinne der 
vorgenannten Rechtsprechung um-
fasst nicht nur die Wohnfläche eines 
Gebäudes, sondern auch die zur 
Wohnung gehörenden Grundflächen 
der Zubehörräume sowie die den 
Anforderungen des Bauordnungs-
rechts nicht genügenden Räume. 

Bei nicht erlaubter Privatnutzung des Dienstwagens ist kein Nutzungsvorteil nach der 
1 %-Regelung zu versteuern 
Überlässt ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer unentgeltlich oder verbilligt einen Dienstwagen auch zur privaten Nutzung, ist dieser 
Nutzungsvorteil als Lohn zu versteuern. Ist dem Arbeitnehmer die Privatnutzung untersagt, ist kein Nutzungsvorteil zu versteuern. 
Dies gilt auch, wenn das Fahrzeug an nahe Angehörige überlassen und das Privatnutzungsverbot nicht überwacht wird. 
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Berücksichtigung von Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastung 
Entstehen einem Steuerzahler zwangsläufig größere Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl der Steuerzahler gleicher 
Einkommensverhältnisse, gleicher Vermögensverhältnisse und gleichen Familienstands, so wird auf Antrag die Einkommensteuer 
dadurch ermäßigt, dass der Teil der Aufwendungen, der die zumutbare Belastung übersteigt, vom Gesamtbetrag der Einkünfte als 
außergewöhnliche Belastung abgezogen wird. Aufwendungen entstehen zwangsläufig, wenn man sich ihnen aus rechtlichen, tat-
sächlichen oder sittlichen Gründen nicht entziehen kann. 
Der Bundesfinanzhof hat vor zwei Jahren entschieden, dass Zivilprozesskosten unabhängig vom Gegenstand des Prozesses aus 
rechtlichen Gründen zwangsläufig entstehen, wenn die Rechtsverfolgung oder -verteidigung 
x hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet, 
x die Prozesskosten einen angemessenen Betrag nicht übersteigen und 
x die Prozessführung aus der Sicht eines Dritten nicht mutwillig erscheint. 
Das Finanzgericht Düsseldorf schließt sich der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs an und bejaht Zwangsläufigkeit selbst dann, 
wenn die Übernahme der Prozesskosten im Vergleichswege erfolgt. 
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 
Hinweis: Die Finanzverwaltung folgte der Auffassung des Bundesfinanzhofs nicht. Das Amtshilferichtlinie-Umsetzungsgesetz regelt 
nun, dass Prozesskosten keine außergewöhnliche Belastung sind, es sei denn, es handelt sich um Aufwendungen, ohne die der 
Prozessierende Gefahr liefe, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebensnotwendigen Bedürfnisse im üblichen Rahmen 
nicht mehr befriedigen zu können. 

Verrechnung von Altverlusten aus privaten Wertpapiergeschäften mit Kapitalerträgen nur 
noch bis zum 31.12.2013 möglich 
Bis zum 31.12.2013 besteht letztmalig die Möglichkeit der Verrechnung von Altverlusten mit bestimmten positiven Kapitalerträgen. 
Altverluste sind solche aus privaten Wertpapiergeschäften aus der Zeit vor dem 1.1.2009 (vor Einführung der Abgeltungsteuer). 
Die Verrechnung der Altverluste erfolgt durch das Finanzamt im Rahmen der Einkommensteuererklärung. Dazu muss dem Finanz-
amt eine Jahressteuerbescheinigung der Bank vorgelegt werden, aus der die dem Steuerabzug unterworfenen Veräußerungsge-
winne ersichtlich sind. Dies gilt letztmalig im Jahr 2014 für die Veranlagung des Jahres 2013. Nach Ablauf des Jahres 2013 ist eine 
Verrechnung von Altverlusten nur noch mit Gewinnen aus der Veräußerung anderer Wirtschaftsgüter (Kunstgegenstände, Devisen, 
Edelmetalle) innerhalb der einjährigen Spekulationsfrist möglich, wenn diese jährlich mindestens 600 ¼ betragen. Darüber hinaus 
besteht noch eine Verrechnungsmöglichkeit mit Gewinnen aus dem Verkauf nicht selbst genutzter Immobilien innerhalb der zehn-
jährigen Spekulationsfrist. 
Hinweis: Wer noch über Altverluste aus privaten Spekulationsgeschäften verfügt, kann Wertsteigerungen seines nach 2008 an-
geschafften Wertpapierbestands durch Verkauf noch in diesem Jahr realisieren und die steuerbaren Veräußerungsgewinne mit den 
Altverlusten verrechnen. Eine Abstimmung mit dem Steuerberater und der Bank ist sinnvoll. 

Verluste aus Ferienwohnungen werden 
vom Finanzamt kritisch unter die Lupe 
genommen. Steht die Ferienwohnung 
nicht für die Selbstnutzung zur Verfü-
gung, werden die Verluste ohne weite-
res anerkannt, wenn die Wohnung an 
mindestens 75 % der ortsüblichen 
Vermietungstage belegt ist. 

Überprüfung der Einkünfteerzielungsabsicht bei Verlusten 
aus Ferienwohnungen mit vereinbarter Selbstnutzungs-
möglichkeit 

Beauftragt der Eigentümer einen ihm 
nicht nahestehenden Vermittler mit 
der Wohnungsvermietung und behält 
er sich dabei die Selbstnutzung vor, 
sind Verluste nur dann abzugsfähig, 
wenn sich aus einer Überschuss-
prognose ein sog. Totalüberschuss 
ergibt.  

Das bedeutet, dass die während der 
voraussichtlichen Nutzungs- und 
Vermietungsdauer erwarteten Ein-
nahmen insgesamt höher als die 
Werbungskosten sein müssen. 
Diese Prognoseberechnung muss 
nach einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs selbst dann angestellt werden, 
wenn der Eigentümer die Wohnung 
tatsächlich nicht selbst nutzt, er aber 
die Selbstnutzungsmöglichkeit ver-
traglich vereinbart hat. 

Die rechtlichen Beziehungen zwischen einem Darlehensgeber 
und Darlehensnehmer können grundsätzlich nicht in mehrere 
Einzelrechtsverhältnisse aufgeteilt werden. Die Beschaffung, 
Auszahlung und zeitliche Überlassung des Kapitals sind als 
einheitliches Geschäft zu behandeln. Ob dabei anfallende 
Kreditgebühren Vorleistungen für eine zeitraumbezogene 
Gegenleistung sind, hängt wesentlich von den vertraglich ver-
einbarten Bedingungen ab. Dabei ist von entscheidender Be-
deutung, ob der Empfänger die Zahlung bei vorzeitiger Been-
digung des Vertragsverhältnisses behalten darf. Ist das der 
Fall, sind die Gebühren als Betriebsausgaben sofort abzugsfä-
hig.  

Demgegenüber haben die Gebühren Vorleistungscharakter, 
wenn der Empfänger sie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
zeitanteilig zurückzuzahlen hat. Die Gebühren sind dann als 
aktiver Rechnungsabgrenzungsposten zu aktivieren und auf 
die Laufzeit des Darlehens zu verteilen. 
Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte hat der Bun-
desfinanzhof Bearbeitungsgebühren und eine Risikoprämie 
für das Recht auf außerplanmäßige Kredittilgung den laufen-
den Betriebsausgaben zugeordnet. Wesentlich war, dass die 
Gebühren bei vorzeitiger Beendigung des Darlehensvertrags 
von der Bank nicht, auch nicht teilweise, zurückgefordert 
werden konnten. 

Abgrenzungskriterien für Gebühren eines Darlehens als aktiver Rechnungsabgren-
zungsposten 
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Ein Grundstückseigentümer hatte ein Grundstück an eine 
von ihm beherrschte GmbH vermietet. Die Einkünfte hieraus 
erklärte er als Vermietungseinkünfte. Nachdem er das 
Grundstück veräußert hatte, versteuerte das Finanzamt 
einen Veräußerungsgewinn, weil eine Betriebsaufspaltung 
vorgelegen habe und das Grundstück Betriebsvermögen 
gewesen war. Das Finanzamt lehnte einen Einspruch gegen 
den Steuerbescheid ab. Hiergegen erhob der Grundstücks-
eigentümer Klage mit dem Antrag, den 

Veräußerungsgewinn unbesteuert zu lassen. In der münd-
lichen Verhandlung vor dem Finanzgericht beantragte er 
hilfsweise für den Veräußerungsgewinn eine 
Reinvestitionsrücklage. 
Dieser Antrag war nach Auffassung des Bundesfinanzhofs 
noch rechtzeitig gestellt worden. Allerdings müssen gleich-
zeitig auch die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Reinvestitionsrücklage, wie beispielsweise der Buchnach-
weis, erfüllt sein. 
 

Antrag auf Reinvestitionsrücklage noch in der mündlichen Verhandlung beim Finanzge-
richt möglich 

Behandlung von Aufwendungen für Arbeitnehmer bei Betriebsveranstaltungen 
Aufwendungen für im überwiegend betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführte Betriebsveranstaltungen dürfen pro 
Arbeitnehmer nicht mehr als 110 ¼ inklusive Umsatzsteuer betragen. Außerdem dürfen maximal zwei Betriebsveranstaltungen 
pro Jahr durchgeführt werden. Wird die Freigrenze von 110 ¼ überschritten, ist der Gesamtbetrag als Arbeitslohn zu versteuern. 
Bei der Berechnung der Freigrenze sind jedoch nur solche Kosten des Arbeitgebers einzubeziehen, die geeignet sind, beim 
Arbeitnehmer einen geldwerten Vorteil auszulösen. Das sind nur solche Leistungen, die die Teilnehmer unmittelbar konsumieren 
können: 
x Kosten für die Ausgestaltung der Betriebsveranstaltung ± insbesondere Mietkosten und Kosten für die organisatorischen 

Tätigkeiten eines Eventveranstalters ± sind grundsätzlich nicht zu berücksichtigen. 
x Die zu berücksichtigenden Kosten können zu gleichen Teilen auf die Gäste aufgeteilt werden, sofern die entsprechenden 

Leistungen nicht individualisierbar sind. Aufzuteilen ist der Gesamtbetrag dabei auch auf Familienangehörige, sofern diese an 
der Veranstaltung teilgenommen haben. 

Der auf die Familienangehörigen entfallende Aufwand ist den Arbeitnehmern bei der Berechnung, ob die Freigrenze überschrit-
ten ist, jedoch nicht mehr zuzurechnen.  
Der Arbeitgeber kann diesen Arbeitslohn pauschal versteuern. Dies gilt allerdings nur dann, wenn die Teilnahme an der Veran-
staltung allen Arbeitnehmern offen stand. 
Der Bundesfinanzhof hat die Auffassung der Finanzverwaltung bestätigt, dass es nicht auf die Dauer der Veranstaltung an-
kommt. Die Veranstaltung kann sich also auch über zwei Tage (mit Übernachtung) hinziehen. 
Bei den am Ende eines Jahres üblichen Weihnachtsfeiern sollte noch Folgendes beachtet werden: 
x Geschenkpäckchen bis zu einem Wert von 40 ¼ inklusive Umsatzsteuer, die anlässlich solcher Feiern übergeben werden, 

sind in die Berechnung der Freigrenze einzubeziehen. 
x Geschenke von mehr als 40 ¼ inklusive Umsatzsteuer sind grundsätzlich steuerpflichtiger Arbeitslohn und deshalb nicht bei 

der Prüfung der Freigrenze zu berücksichtigen. Die gezahlten Beträge können dann aber vom Arbeitgeber mit 25 % pauschal 
versteuert werden. 

x Geldgeschenke, die kein zweckgebundenes Zehrgeld sind, unterliegen nicht der Pauschalierungsmöglichkeit und müssen voll 
versteuert werden. 

Zum Jahresende ist es üblich, Geschenke an Geschäftsfreun-
de zu verteilen. Deshalb sind für den Abzug dieser Aufwen-
dungen als Betriebsausgaben die nachfolgenden Punkte von 
großer Bedeutung: 
x Geschenke an Geschäftsfreunde sind nur bis zu einem 

Wert von 35 ¼ netto ohne Umsatzsteuer pro Jahr und pro 
Empfänger abzugsfähig. 

x Nichtabziehbare Vorsteuer (z. B. bei Versicherungsvertre-
tern, Ärzten) ist in die Ermittlung der Wertgrenze mit einzu-
beziehen. In diesen Fällen darf der Bruttobetrag (inklusive 
Umsatzsteuer) nicht mehr als 35 ¼ betragen. 

x Es muss eine ordnungsgemäße Rechnung vorhanden sein, 
auf der der Name des Empfängers vermerkt ist. Bei Rech-
nungen mit vielen Positionen sollte eine gesonderte 
Geschenkeliste mit den Namen der Empfänger sowie der 
Art und der Betragshöhe des Geschenks gefertigt werden. 

x Schließlich müssen diese Aufwendungen auf ein besonde-
res Konto der Buchführung ÄGeschenke an Geschäfts-
freunde³, getrennt von allen anderen Kosten, gebucht wer-
den. 

 

Überschreitet die Wertgrenze sämtlicher Geschenke pro 
Person und pro Wirtschaftsjahr den Betrag von 35 ¼ oder 
werden die formellen Voraussetzungen nicht beachtet, sind 
die Geschenke an diese Personen insgesamt nicht abzugs-
fähig. 
Kranzspenden und Zugaben sind keine Geschenke und 
dürfen deshalb auch nicht auf das Konto ÄGeschenke an 
Geschäftsfreunde³ gebucht werden. In diesen Fällen sollte 
ein Konto ÄKranzspenden und Zugaben³ eingerichtet werden. 
Hinweis: Unternehmer haben bei betrieblich veranlassten 
Sachzuwendungen und Geschenken die Möglichkeit, eine 
Pauschalsteuer von 30 % zu leisten. Um bei hohen Sachzu-
wendungen eine Besteuerung mit dem individuellen Steuer-
satz des Empfängers zu gewährleisten, ist die Pauschalie-
rung ausgeschlossen, soweit die Aufwendungen je Empfän-
ger und Wirtschaftsjahr oder je Einzelzuwendung 10.000 ¼ 
übersteigen. Die Zuwendungen sind weiterhin aufzuzeich-
nen, auch um diese Grenze prüfen zu können. 
Als Folge der Pauschalversteuerung durch den Zuwenden-
den muss der Empfänger die Zuwendung nicht versteuern. 

Geschenke an Geschäftsfreunde 
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Jahresabschluss 2012 muss bis zum 31.12.2013 veröffentlicht werden 
Für Geschäftsjahre, die nach dem 31.12.2011 begonnen hatten, endet am 31.12.2013 die Frist zur Veröffentlichung des Jahresab-
schlusses z. B. einer GmbH oder einer GmbH & Co. KG. Bis zu diesem Stichtag müssen diese Unternehmen ihren Jahresab-
schluss 2012 beim elektronischen Bundesanzeiger einreichen. 
Kapitalgesellschaften müssen mit Ordnungsgeldern rechnen, wenn sie ihre Jahresabschlüsse nicht einreichen. 
Für Kleinstkapitalgesellschaften, die an zwei aufeinanderfolgenden Abschlussstichtagen zwei der folgenden Merkmale nicht über-
schreiten (Bilanzsumme bis 350.000 ¼, Umsatzerlöse bis 700.000 ¼ und durchschnittlich 10 beschäftigte Arbeitnehmer) sieht das 
Gesetz folgende Erleichterungen vor: 
Auf die Erstellung eines Anhangs kann vollständig verzichtet werden, wenn bestimmte Angaben unter der Bilanz ausgewiesen 
werden: Angabe zu den Haftungsverhältnissen, Angaben zu den Vorschüssen oder Krediten, die an Mitglieder des Geschäftsfüh-
rungsorgans, eines Beirats oder Aufsichtsrats gewährt wurden, erforderliche Angaben zu den eigenen Aktien der Gesellschaft (bei 
einer Aktiengesellschaft). 
Es werden Optionen zur Verringerung der Darstellungstiefe im Jahresabschluss eingeräumt. 
Zwischen Offenlegungspflicht durch Veröffentlichung (Bekanntmachung der Rechnungslegungsunterlagen) oder durch Hinterlegung 
der Bilanz kann gewählt werden. Die elektronische Einreichung der Unterlagen beim Betreiber des Bundesanzeigers ist auch für die 
Hinterlegung vorgeschrieben. 
Die Neuregelungen gelten für alle Geschäftsjahre, deren Abschlussstichtag nach dem 30.12.2012 liegt. Bei Unternehmen, deren 
Stichtag der 31. Dezember ist, ist das Gesetz bereits auf das Jahr 2012 anzuwenden. 
Das Bundesamt für Justiz wird die Kapitalgesellschaften und auch die GmbH & Co. KGn von Amts wegen auffordern, den Jahres-
abschluss für nach dem 31.12.2011 begonnene Geschäftsjahre innerhalb von sechs Wochen einzureichen und ein Ordnungsgeld 
androhen. Mit der Anforderung ist gleichzeitig eine Mahngebühr fällig, die auch nach verspäteter Einreichung nicht erlassen bzw. 
angerechnet wird. 

In einem koordinierten Ländererlass hat die Finanzverwaltung 
zur Anwendung dieser Regelung Stellung genommen. Danach 
ist u. a. Folgendes zu beachten. 
x Grundsätzlich ist das Wahlrecht zur Anwendung der Pau-

schalierung der Einkommensteuer für alle innerhalb eines 
Wirtschaftsjahres gewährten Zuwendungen einheitlich aus-
zuüben. Es ist jedoch zulässig, die Pauschalierung jeweils 
gesondert für Zuwendungen an Dritte (z. B. Geschäfts-
freunde und deren Arbeitnehmer) und an eigene Arbeit-
nehmer anzuwenden. 

x Streuwerbeartikel (Sachzuwendungen bis 10 ¼) müssen 
nicht in die Bemessungsgrundlage der Pauschalierung ein-
bezogen werden, werden also nicht besteuert. 

x Bei der Prüfung, ob Aufwendungen für Geschenke an ei-
nen Nichtarbeitnehmer die Freigrenze von 35 ¼ pro Wirt-
schaftsjahr übersteigen, ist die übernommene Steuer           
. 

 

nicht mit einzubeziehen. Die Abziehbarkeit der Pauschal-
steuer als Betriebsausgabe richtet sich danach, ob die 
Aufwendungen für die Zuwendung als Betriebsausgabe 
abziehbar sind. 

x Der Unternehmer muss den Zuwendungsempfänger 
darüber informieren, dass er die Pauschalierung anwen-
det. Eine besondere Form ist dafür nicht vorgeschrieben. 

Nach einer Verfügung der Oberfinanzdirektion Frankfurt am 
Main müssen bloße Aufmerksamkeiten (Sachzuwendungen 
aus Anlass eines besonderen persönlichen Ereignisses, wie 
Geburtstag, Jubiläum) mit einem Wert bis zu 40 ¼ (inklusive 
Umsatzsteuer) nicht mehr in die Bemessungsgrundlage der 
Pauschalsteuer einbezogen werden. 
Wegen der Kompliziertheit der Vorschrift sollte in Einzelfällen 
der Steuerberater gefragt werden. 
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Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
x für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
x die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 
x der Schuldner die Leistung verweigert, 
x besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 
Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber einem 
Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen wurde. 
Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen Verbraucherhin-
weis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 
Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für 
Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die Bezugsgröße 
seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste Hauptre-
finanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betreffenden Halbjahres. 
Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2010: 
Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

1.7. bis 31.12.2010 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.1. bis 30.6.2011 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.7. bis 31.12.2011 0,37 % 5,37 % 8,37 % 
1.1. bis 30.6.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.7. bis 31.12.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 
1.1. bis 30.6.2013 -0,13 % 4,87 % 7,87 % 
1.7. bis 31.12.2013 -0,38 % 4,62 % 7,62 % 

�

Statusfeststellungsverfahren zur Vermeidung von Scheinselbstständigkeit 
Der Sozialversicherungspflicht unterliegen alle Personen, die Einkommen aus unselbstständiger Arbeit beziehen, also Arbeiter und 
Angestellte. Die Beiträge zu der Sozialversicherung werden je zur Hälfte vom Arbeitnehmer und vom Arbeitgeber gezahlt. Doch 
wann ist jemand Arbeitnehmer, wann selbstständiger Unternehmer? Hierüber besteht häufig Unklarheit, was erhebliche finanzielle 
Risiken birgt. So kann es dazu kommen, dass die Sozialversicherungsträger Leistungen ablehnen, weil sie zu der Auffassung ge-
langen, jemand, für den Beiträge entrichtet wurden, sei gar nicht sozialversicherungspflichtig gewesen. Umgekehrt kann es vor-
kommen, dass die Sozialversicherungsträger erhebliche Beitragsnachforderungen stellen, weil jemand, der glaubte, selbstständig 
zu sein, von ihnen als abhängig beschäftigt eingestuft wird. 
Um solchen Gefahren aus dem Weg zu gehen, gibt es seit einigen Jahren das sog. Statusfeststellungsverfahren. Mit ihm soll den 
Beteiligten Rechtssicherheit darüber verschafft werden, ob ein Auftragnehmer selbstständig tätig oder abhängig beschäftigt und 
aufgrund der Beschäftigung versicherungspflichtig ist. 
Zuständig für die Durchführung eines solchen Verfahrens ist die Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund. Antrags-
berechtigt sind ausschließlich die Vertragspartner der zu beurteilenden Tätigkeit, also Arbeitgeber und Arbeitnehmer bzw. Auftrag-
geber und Auftragnehmer. Dabei reicht es aus, wenn einer der Beteiligten den Antrag auf Statusfeststellung stellt. In jedem Falle 
wird die Clearingstelle den anderen Vertragspartner an dem Verfahren beteiligen. 
Das Statusfeststellungsverfahren dient ausschließlich dazu, Zweifelsfälle zu klären. Es wird deshalb auch nicht durchgeführt, wenn 
bereits eine Statusentscheidung zur ausgeübten Tätigkeit getroffen wurde oder ein Verwaltungsverfahren eingeleitet wurde, in dem 
auch über den sozialversicherungsrechtlichen Status des Auftragnehmers entschieden wird. 
Für die Antragstellung steht auf den Internetseiten der Deutschen Rentenversicherung Bund der Antragsvordruck mit Anlagen zur 
Verfügung. In dem Antrag sind verschiedentliche Angaben zu machen. Darüber hinaus ist anzugeben, welcher versicherungsrecht-
liche Status von dem Antragsteller gewünscht wird. Falls die Clearingstelle von dieser Erwartung abzuweichen gedenkt, erhalten 
die Beteiligten Gelegenheit zur Stellungnahme. 
Grundsätzlich beginnt die Versicherungspflicht bereits mit der Aufnahme einer abhängigen Beschäftigung. Abweichend davon be-
ginnt eine im Statusfeststellungsverfahren festgestellte Versicherungspflicht erst mit der Bekanntgabe der Entscheidung der Deut-
schen Rentenversicherung Bund, sofern 
x der Antrag innerhalb eines Monats nach Aufnahme der Beschäftigung gestellt wird, 
x der Arbeitnehmer dem späteren Eintritt der Versicherungspflicht zustimmt und 
x der Arbeitnehmer nachweist, dass er für den Zeitraum zwischen Aufnahme der Beschäftigung und der Entscheidung der Clea-

ringstelle eine Absicherung gegen das finanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge vorgenommen hat, die der Art 
nach den Leistungen der gesetzlichen Kranken- und Rentenversicherung entspricht. 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, beginnt die Versicherungspflicht rückwirkend mit der Aufnahme der abhängigen Beschäf-
tigung. 
Sofern ein Beteiligter die Entscheidung der Clearingstelle nicht akzeptiert, kann er hiergegen innerhalb eines Monats Widerspruch 
einlegen. 
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